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Appelle im Angesicht der Krise 

Der 130. Deutsche Ärztetag in Hannover

Vom 12. bis 15. Mai 2026 kam das 

deutsche Ärzteparlament zum 130. 

Deutschen Ärztetag in Hannover zu-

sammen. Gastgeberin war die Ärzte-

kammer Niedersachsen. Vier Tage 

lang berieten die Abgeordneten über 

die großen Linien der Gesundheitspo-

litik, über drohende Einschnitte und 

konkrete Änderungen des Berufs- und 

Weiterbildungsrechts. Ein fachlicher 

Schwerpunkt lag dieses Jahr auf der 

Suchtmedizin. Und angesichts des ge-

planten Sparpakets der Bundesregie-

rung wurde mit Kritik nicht gespart – 

aber ohne Polemik und Gejammer, 

sondern konstruktiv, mit klaren Wor-

ten und Mehrheitsbeschlüssen.

Vortritt für die Jungen

Bereits am Vortag des DÄT traf sich der 

ärztliche Nachwuchs beim Dialogforum 

der jungen Ärztinnen und Ärzte im kom-

plett ausgebuchten Blauen Saal des Con-

gresscenters. Unter dem Motto „Einfach 

machen. Selbstverwaltung der Zukunft“ 

ging es um die Frage, wie die ärztliche 

Selbstverwaltung für kommende Genera-

tionen attraktiv und handlungsfähig bleibt. 

Lesen Sie dazu auch den Beitrag auf S. 390.

Eröffnung mit Wohlklang  

und Misstönen

Die feierliche Eröffnung am Dienstag be-

gann vor dem Kongressgebäude mit pro-

testierenden Teilnehmenden, dann offi-

ziell mit der erstaunlich guten Bigband der 

Käthe-Kollwitz-Schule, bot eine Bühne für 

die Verleihung der Paracelsus-Medaille 

und schließlich für bemerkenswerte Re-

den. Allen voran BÄK-Präsident Dr. med. 

Klaus Reinhardt. Er nutzte seine Redezeit 

für deutliche Kritik an den Sparplänen der 

Bundesregierung. Mit Blick auf die zum 

Teil als völlig praxisfern kritisierten Vor-

schläge der Finanzkommission Gesund-

heit appellierte er an die anwesende Bun-

desgesundheitsministerin Nina Warken: 

„Stellen Sie diese Reform auf ‚Hold‘.“ Mehr 

dazu auf Seite 380.

Gesundheits-, Sozial- und ärztli-

che Berufspolitik

Im ersten Tagesordnungspunkt, der Aus-

sprache zur Rede des Präsidenten und 

zum Leitantrag, diskutierten die Abgeord-

neten die ganze Bandbreite der aktuellen 

Gesundheitspolitik. Im Mittelpunkt stan-

den die geplanten Sparmaßnahmen und 

die Forderung nach einer gerechten Las-

tenverteilung. Weitere Beschlüsse betra-

fen den Schutz der freiberuflichen Arzt-

praxis, eine praxistaugliche Weiterent-

wicklung der Krankenhausreform und ei-

ne ebenso praxistaugliche Reform der 

Akut- und Notfallversorgung. Auch die 

Stabilität der Telematikinfrastruktur, der 

Datenschutz in der elektronischen Patien-

tenakte und der Einsatz Künstlicher Intel-

ligenz in der Medizin wurden verhandelt. 

Hinzu kamen Warnungen vor medizini-

schen Angeboten in Drogeriemärkten und 

Forderungen nach besserem Schutz Min-

derjähriger in sozialen Medien.

Abendlicher Ausklang

Zum Rahmenprogramm des DÄT gehörte 

ein Kirchenkonzert am Abend des Eröff-

nungstags. In der historischen Marktkir-

che präsentierte der Bachchor Hannover 

unter der Leitung von Christian Rohrbach 

gemeinsam mit Marktkirchenorganist 

Matthias Flierl Chor- und Orgelmusik aus 

vier Jahrhunderten. Die Resonanz der Zu-

hörerschaft war angesichts der makello-

sen Darbietung ausgesprochen positiv. 

Mittwoch:  

Schwerpunkt Suchtmedizin

Der zweite Tagesordnungspunkt rückte 

die Suchtmedizin in den Fokus. In seinem 

Impulsreferat forderte der Sucht- und 

Drogenbeauftragte der Bundesregierung, 

Prof. Dr. med. Hendrik Streeck, nicht we-

niger als einen radikalen Systemwechsel. 

Nach zwei Fachvorträgen folgten ange-

regte Debatten. Als Ergebnis stellte der 

Ärztetag klare Forderungen für eine bes-

sere Suchtmedizin und Drogenpolitik auf. 

Gefordert werden eine wissenschaftsba-

sierte Weiterentwicklung der Suchtmedi-

zin, eine evidenzbasierte Sucht- und Dro-

genpolitik, eine stärkere Ausrichtung auf 

Prävention, eine nachhaltige Stärkung der 
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Suchthilfe und suchtmedizinischer Kom-

petenzen sowie der Abbau der Stigmati-

sierung von Menschen mit Abhängigkeits-

erkrankungen. Eine vertiefende Darstel-

lung des Schwerpunktthemas finden Sie in 

dieser Ausgabe ab Seite 386.

Neue Berufsordnung

Mit der Novellierung der (Muster-)Berufs-

ordnung befasste sich der dritte Tages-

ordnungspunkt. Dr. med. Wolfgang Miller 

und San.-Rat Dr. med. Josef Mischo, die 

Vorsitzenden der zuständigen Ständigen 

Konferenz der Bundesärztekammer, stell-

ten Vorschläge vor.

Der Ärztetag beschloss unter anderem 

das Recht auf eine kostenfreie Erstkopie 

der Patientenakte. Diese Änderung setzt 

ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs 

vom Oktober 2023 um. Außerdem stellte 

der Ärztetag klar, dass digitale Behand-

lungsformen grundsätzlich unter den Nie-

derlassungsbegriff fallen, indem er tele-

medizinische Leistungen ausdrücklich auf-

nahm. Ein neuer Absatz soll zudem den 

Einfluss reiner Finanzinvestoren begren-

zen. Wer nicht in der Praxis ärztlich tätig 

ist, darf demnach nicht am Gewinn betei-

ligt sein, soweit nicht andere Regelungen 

eine gemeinsame Praxisführung erlauben. 

Die Landesärztekammer Hessen wird die 

Änderungen in ihren Gremien beraten und 

voraussichtlich auf ihrer Delegiertenver-

sammlung im November 2026 mit Wir-

kung zum Januar 2027 umsetzen.

Weiter mit der Weiterbildungs -

ordnung

Am Donnerstag legten die Vorsitzenden 

der Ständigen Konferenz „Ärztliche Wei-

terbildung“ der Bundesärztekammer, 

Dr. med. Johannes Albert Gehle und Prof. 

Dr. med. Henrik Herrmann, die Empfeh-

lungen zur Weiterentwicklung der aktuell 

gültigen (Muster-) Weiterbildungsord-

nung aus 2018 vor. 

Im Paragraphenteil sollen laut Beschluss 

des Ärztetages die möglichen Fehlzeiten 

in der ärztlichen Weiterbildung flexibili-

siert werden. Pro Kalenderjahr sollen nun 

neben Urlaubszeiten bis zu sechs weitere 

Wochen Ausfallzeit – beispielsweise bei 

Krankheit, Schwangerschaft oder Eltern-

zeit – auf die Weiterbildungszeit ange-

rechnet werden. Härtefallregelungen sind 

zudem möglich. Für das Gebiet Mund-Kie-

fer-Gesichtschirurgie wird künftig die An-

rechnung von 24 Monaten oralchirurgi-

scher Weiterbildung aus der Zahnmedizin 

auf die ärztliche Weiterbildung nach der 

Muster-WBO ermöglicht. Beide Rege-

lungspunkte sind für Hessen und einige 

andere Landesärztekammern bereits ein 

seit Jahren gelebter Standard. 

Neben rein redaktionellen Änderungen ist 

nun beschlossen worden, die allen Ge-

bietsweiterbildungen vorangestellten, in 

jeweiliger gebietstypischer Ausprägung 

zu vermittelnden allgemeinen Inhalte an-

ders zu fassen. Das neue Konzept greift 

MUDr. Juraj Bena

LÄKH-Präsident Dr. med. Edgar Pinkowski (l.) mit Ehrenpräsident Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach.   Rechtes Bild: Standing Ovations

LÄKH-Vizepräsident Dr. med. Christian Schwark Dr. med. Susanne Johna
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das kanadische Modell von beruflichen 

und fachlichen Rollen sowie arzttypischen 

Haltungen (CanMedS-Rollen) auf und for-

muliert jeweils gruppierte, konkrete Ziel- 

und Handlungsanweisungen. Beispielhaft 

zitiert: Ärztinnen und Ärzte als medizini-

sche Expertinnen und Experten erkennen 

medizinische Notfallsituationen und füh-

ren lebensrettende Sofortmaßnahmen 

durch. Oder: Ärztinnen und Ärzte als 

Kommunikatoren kommunizieren wert-

schätzend und respektvoll mit Patienten, 

An- und Zugehörigen sowie allen im Ge-

sundheitswesen tätigen Berufsgruppen. 

Näheres hierzu wird in einer der nächsten 

Ausgaben des Hessischen Ärzteblattes 

ausführlicher erläutert werden. 

Im Weiteren hat der Ärztetag im Rahmen 

der Beschlüsse aus 2025 bisherige Zusatz-

weiterbildungen der Kinderheilkunde und 

der chirurgischen Facharztgebiete als 

Schwerpunkte den zugehörigen Fachge-

bieten zugeführt. Ausdrücklich wurden 

die Zeitanforderungen in allen WBO-Ab-

schnitten als Mindest-Weiterbildungszei-

ten umbenannt. In 8 von 52 Facharztwei-

terbildungen wurden diese Zeitvorgaben 

um 6 oder 12 Monate verkürzt, darunter 

Anatomie, Physiologie, Pathologie und 

Pharmakologie. Der Facharzt für Bioche-

mie wurde im Konsens mit der Fachgesell-

schaft aus der M-WBO herausgenommen. 

In der Neurologie, Psychiatrie und Psycho-

therapie wurden die wechselseitigen 

Pflichtzeiten von 12 auf 6 Monate zuguns-

ten der facheigenen Anforderungen ge-

kürzt. Die Zusatzweiterbildung Geriatrie 

wurde für alle patientennahen Fachgebie-

te geöffnet und die geforderte Weiterbil-

dungszeit von 18 auf 24 Monate erhöht.

Über 50 weitere Anträge und Vorschläge 

zur Muster-Weiterbildungsordnung stan-

den im Laufe des DÄT zur Diskussion. Sie 

wurden sodann quantitativ zur weiteren 

Bearbeitung an den BÄK-Vorstand und die 

Fachgremien überwiesen. Die Abgeordne-

ten der Landesärztekammer Hessen ap-

pellierten dabei mehrfach, auf dem eben 

begonnenen Weg der Vereinfachung und 

Präzisierung nicht stehen zu bleiben. Die 

Reformen sollen weiter nach den Be-

schlüssen des 128. DÄT  vorangetrieben 

werden. Die Weiterbildungsordnung müs-

se angesichts heftiger Umbrüche in Klini-

ken und Praxen flexibler und durch Büro-

kratieabbau leichter handhabbar werden. 

Siehe hierzu auch das Gasteditorial „Aus 

dem Präsidium“ auf Seite 378. 

Finale mit Paukenschlag

Wer von den Beobachtern vorzeitig abge-

reist war, verpasste einiges: Am Freitag-

nachmittag kamen noch zwei Themen ins 

Plenum, die für emotionale Diskussionen 

sorgten. Zuerst das Thema Machtmiss-

brauch. Dieser Programmpunkt startete 

mit einer Überraschung: Eine Gruppe Me-

dizinstudentinnen trat auf die Bühne und 

berichtete von übergriffigem Verhalten ei-

niger Teilnehmer des Ärztetages. Die jun-

gen Frauen bekamen sofort Rückende-

Dr. med. Jörg FockeLÄKH-Präsident Dr. med. Edgar Pinkowski Stefanie Minkley

Anne Kandler Dr. med. Andreas Scholz Dr. med. Lars Bodammer
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ckung vom Plenum. Die Bundesärztekam-

mer und sämtliche Landesärztekammern 

bezeichneten das Beschriebene spontan 

und auch in einer späteren gemeinsamen 

Erklärung als inakzeptabel und mit dem 

Selbstverständnis des Berufs unvereinbar, 

würdigten den Mut der Betroffenen und 

sicherten ihnen Unterstützung zu. Unab-

hängig von der internen Aufarbeitung 

wurden von den Delegierten unter ande-

rem verbindliche Verhaltenskodizes be-

schlossen, Awareness-Konzepte und die 

Benennung unabhängiger Vertrauensper-

sonen. Und das Thema „Machtmiss-

brauch, sexualisierte Gewalt und Diskrimi-

nierung“ wird ein Schwerpunkt des kom-

menden Deutschen Ärztetages sein. 

Unerwünschte Nebenwirkung: Die Presse 

stürzte sich mehrheitlich auf das Thema 

Übergriffe, die leidenschaftliche gesund-

heitspolitische Diskussion geriet aus dem 

Fokus der Öffentlichkeit. 

Danach rückten die Resilienz des Gesund-

heitssystem im Krisenfall und die zivil-mili-

tärische Zusammenarbeit in den Mittel-

punkt. Die Landesärztekammer Hessen 

vertritt dabei eine klare Position pro Zu-

sammenarbeit, verstanden als Beitrag zur 

Friedenssicherung. Doch bei diesen The-

men gehen die Meinungen stets weit aus-

einander. LÄKH-Präsident Dr. med. Edgar 

Pinkowski trat gleich zweimal ans Redner-

pult und konnte die Mehrheit schließlich 

überzeugen. Ergebnis: Der Ärztetag for-

derte den Gesetzgeber auf, klare rechtli-

che Grundlagen für ein krisenfestes Ge-

sundheitssystem zu schaffen. Auf Antrag 

von Pinkowski und zahlreichen weiteren 

Kammerpräsidenten und Abgeordneten 

beschloss der Ärztetag zudem die Forde-

rung, die Versorgung verletzter und ver-

wundeter Soldatinnen und Soldaten der 

gesetzlichen Unfallversicherung gleichzu-

stellen. Sie soll künftig dem Leistungs-

recht des Sozialgesetzbuchs VII zugeord-

net werden und nicht wie bislang der ge-

setzlichen Krankenversicherung. Die Bun-

desregierung soll daher einen Gesetzent-

wurf vorlegen, der die bewährten Struktu-

ren der Unfallversicherung abbildet, und 

verwundeten Soldatinnen und Soldaten 

neben den Bundeswehrkrankenhäusern 

gleichwertigen Zugang zu den BG-Klini-

ken sichern.

Ausblick

Zum Abschluss richtete der Ärztetag den 

Blick nach vorn. Der 131. Deutsche Ärzte-

tag findet 2027 in Wiesbaden statt mit der 

LÄKH als Gastgeber (siehe auch S. 388), 

der 132. DÄT wird 2028 in den Norden 

nach Kiel wandern. Doch zuvor mögen die 

zahlreichen Beschlüsse aus Hannover, so 

hoffen die DÄT-Teilnehmenden inständig, 

in den Ländern und in der Politik ihre Wir-

kung entfalten.

Peter Böhnel

Gruppenbild der hessischen Delegation mit LÄKH-Präsident Dr. med. Edgar Pinkowski (vorne 5. v. r.), Monika Buchalik (Erste Beisitzerin, hellblauer Blazer) 

sowie links dahinter Vizepräsident Dr. med. Christian Schwark. 
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Unterstützt vom Vorstand der Bundesärztekammer prangerten Medizinstudentinnen Machtmiss-

brauch durch DÄT-Teilnehmer an.




